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510. Verordnung: Durchführung des Bundesrechenamtsgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesmini-
steriums für Unterricht, Kunst und Sport (19. Bundesrechenamtsverordnung)

511. Verordnung: Übertragung von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes
512. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 24 Hochschwab Straße Abschnitt

„Änderung Weichselboden" im Bereich der Gemeinde Gußwerk
513. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 58 Doiber Straße im Bereich der Gemeinden

St. Martin an der Raab und Minihof-Liebau

510. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 29. September 1989 betreffend
die Durchführung des Bundesrechenamtsgeset-
zes im Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für Unterricht, Kunst und Sport

(19. Bundesrechenamtsverordnung)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z 6 und der §§ 4 und 5
des Bundesrechenamtsgesetzes, BGBl. Nr. 123/
1978, wird im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Unterricht, Kunst und Sport, hinsichtlich
der §§ 4 und 5 dieses Gesetzes auch im Einverneh-
men mit dem Rechnungshof, verordnet:

§ 1. Das Bundesrechenamt übernimmt im Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Unter-
richt, Kunst und Sport

1. die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 7 des Bundesrechen-
amtsgesetzes genannten Aufgaben, ausgenom-
men die Mitwirkung bei der Berechnung und
die Zahlbarstellung der Geldleistungen an
folgende Bedienstete im Bereich des Österrei-
chischen Bundestheaterverbandes:
a) ausschließlich gegen Auftrittshonorar ver-

pflichtete Bedienstete,
b) Substituten,
c) Angehörige von Zusatzchören,
d) Zusatztänzer,
e) Statisten und
f) Tages- und Abendaushelfer;

2. die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung von
a) Entschädigungen für Nebentätigkeiten so-

wie von Anteilen der Bediensteten an
Untersuchungsgebühren (Taxen),

b) Geldleistungen für Bedienstete, deren
Dienstverhältnis durch das allgemeine
bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811,
JGS Nr. 946, geregelt wird,

c) Ausbildungsbeiträgen für Unterrichtsprak-
tikanten nach dem Unterrichtspraktikums-
gesetz, BGBl. Nr. 145/1988,

d) Aufwandsentschädigungen für Ausländer
hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Austausch-
lehrer oder Austauschassistenten an Unter-
richtsanstalten auf Grund zwischenstaatli-
cher Kulturabkommen,

e) Honoraren für Lehrbeauftragte im Rah-
men der Sportlehrerausbildung an der
Bundeslehranstalt für Leibeserziehung in
Wien,

f) Beiträgen des Bundes zur vertraglichen
Krankenversicherung der im Ausland
verwendeten österreichischen Lehrer,

g) Bezügen für Landeslehrer, die gemäß § 22
des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes,
BGBl. Nr. 302/1984, einer Dienststelle der
Bundesverwaltung dienstzugeteilt sind so-
wie für Landeslehrer, die zu Lasten einer
einer Privatschule zugewiesenen Planstelle
des Bundes (Subventionsposten) verwen-
det werden,

h) Bezügen für Landeslehrer, die zu Lasten
einer Planstelle eines Bundeslehrers oder
Bundesvertragslehrers verwendet werden,

i) Bezügen für gemäß § 3 Abs. 1 lit. b des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 190/1949, kirchlich bestellte Reli-
gionslehrer, die an Bundesschulen, konfes-
sionellen Privatschulen oder zu Lasten
eines zugewiesenen Subventionspostens an
einer nicht konfessionellen Privatschule
verwendet werden, und

j) Vergütungen gemäß § 19 Abs. 3 des
Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962,
für Lehrer an konfessionellen Privatschu-
len

sowie die im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 7 des
Bundesrechenamtsgesetzes hiefür zu besorgenden
Aufgaben.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 270, außer
Kraft.

Lacina
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511 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 6. Oktober
1989 betreffend die Übertragung von Aufga-
ben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsge-

setzes

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaus-
haltsgesetzes (BHG), BGBl. Nr. 213/1986, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

§ 1. Die im § 5 Abs. 4 BHG aufgezählten
Aufgaben werden

1. der Universität Wien,
dem Österreichischen Archäologischen Insti-
tut,
dem Institut für Österreichische Geschichts-
forschung,
der Zentralbibliothek für Physik in Wien,
der Universität Graz,
der Universität Salzburg,
der Universität Innsbruck,
der Technischen Universität Wien,
der Technischen Universität Graz,
der Montanuniversität Leoben,
der Universität für Bodenkultur Wien,
der Veterinärmedizinischen Universität Wien,
der Wirtschaftsuniversität Wien,
der Universität Linz,
der Bundesstaatlichen Studienbibliothek in
Linz,
der Universität für Bildungswissenschaften
Klagenfurt,
der Hochschule für angewandte Kunst in
Wien,
der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst in Wien,
der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst „Mozarteum" in Salzburg,
der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst in Graz,
der Hochschule für künstlerische und indu-
strielle Gestaltung in Linz,
der Akademie der bildenden Künste in Wien
und

2. dem Kunsthistorischen Museum in Wien,
dem Naturhistorischen Museum in Wien,
dem Museum für Völkerkunde in Wien,
der Graphischen Sammlung Albertina in Wien,
dem Österreichischen Museum für ange-
wandte Kunst in Wien,
der Österreichischen Galerie in Wien,
dem Museum Moderner Kunst in Wien,
dem Technischen Museum für Industrie und
Gewerbe in Wien,
dem Österreichischen Theatermuseum in
Wien,
dem Pathologisch-anatomischen Bundesmu-
seum in Wien

übertragen und diese zu anweisenden Organen im
Sinne des § 5 Abs. 2 Z 4 BHG erklärt.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 27. Juli 1987,
BGBl. Nr. 438, außer Kraft.

Busek

512. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 16. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 24 Hochschwab Straße
Abschnitt „Änderung Weichselboden" im

Bereich der Gemeinde Gußwerk

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 24
Hochschwab Straße wird im Bereich der Gemeinde
Gußwerk wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse führt von
km 19,16 bis km 19,43 und von km 19,51 bis
km 19,66.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Gußwerk aufliegenden Planunterlagen
(Plan-Nr. BO-24-11/N im Maßstab 1:2 880) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

513. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 11. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 58 Doiber Straße im
Bereich der Gemeinden St. Martin an der Raab

und Minihof-Liebau

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 58
Doiber Straße wird im Bereich der Gemeinden St.
Martin an der Raab und Minihof-Liebau wie folgt
bestimmt:
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Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 1,050, verläuft sodann in gestreckterer Linien-
führung unter teilweiser Benützung der bestehen-
den Trasse und bindet bei km 3,777 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Burgenländischen Landesregierung sowie bei den

Gemeinden St. Martin an der Raab und Minihof-
Liebau aufliegenden Planunterlagen im Maßstab
1 : 2 880 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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